
Anlage 1

Satzung zur Änderung der Satzung über die Hausmüllentsorgung der Landeshauptstadt Mün-
chen (Hausmüllentsorgungssatzung)

vom 

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit 
Art. 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaftung von Abfällen 
in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 09.08.1996 (GVBl. S.396, ber. S. 449, BayRS 2129-2-1-U), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 22.07.2014 (GVBl. S. 286), sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13.12.2016 (GVBl. S. 335), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Hausmüllentsorgung der Landeshauptstadt München (Hausmüllentsorgungs-
satzung) vom 12.12.2001 (MüABl. S. 529), zuletzt geändert durch Satzung vom 04.01.2017 
(MüABl. S. 16), wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 1 werden die Buchstaben h) bis k) mit folgendem Text angefügt: 
h) Unterflurbehälter mit einem Volumen von 2.500 Litern für Biomüll 

(DIN EN 13071/1 und 13071/2)
i)  Unterflurbehälter mit einem Volumen von 3.000 Litern (DIN EN 13071/1 und 13071/2)
j)  Unterflurbehälter mit einem Volumen von 4.000 Litern (DIN EN 13071/1 und 13071/2)
k) Unterflurbehälter mit einem Volumen von 5.000 Litern (DIN EN 13071/1 und 13071/2)

2. In § 5 Abs. 2 wird der Text in Abs. 2, Satz 1 nach „Buchstaben a) bis d)“ geändert in „Buch-
staben a) bis k)“ genannten Müllbehälter.

3. In § 5 Abs. 4 wird der Text in Satz 1 „Buchstaben a) bis d)“ geändert in „Buchstaben a) bis 
k)“. 

4. In § 6 Abs. 1 letzter Absatz wird folgender Text ergänzt:
„Müllbehälter im Sinne des § 5 Abs. 1 Buchstaben h) bis k) (Unterflurbehälter) müssen an 
einem geeigneten Standplatz situiert sein. Die Herrichtung dieses Standplatzes obliegt dem
Grundstückseigentümer und ist mit den zuständigen Behörden der Landeshauptstadt Mün-
chen abzustimmen. Das Nähere wird zwischen der Landeshauptstadt München / Abfallwirt-
schaftsbetrieb München und dem Grundstückseigentümer vereinbart.

Kann ein Standplatz für Unterflurbehälter auf privatem Grund nicht eingerichtet werden, so 
kann die zuständige Behörde einen unterflurigen Standplatz mit Unterflurbehältern auf öf-
fentlichem Grund herrichten und nach Maßgabe von § 3 Abs. 2 die Anschlusspflichtigen zur
Benutzung der unterflurigen Abfallbehälter verpflichten.“

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


